
Auszug aus dem LBeamtVGBW 

§ 21 Dienstzeit im Beamtenverhältnis und vergleichbare Zeiten 

(1) Ruhegehaltfähig ist die Dienstzeit, die der Beamte vom Tag der 

ersten Berufung in das Beamtenverhältnis an im Dienst eines 

inländischen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Beamtenverhältnis 

zurückgelegt hat. Dies gilt nicht für die Zeit 

1. in einem Amt, das die Arbeitskraft nur nebenbei beansprucht, 

2. einer ehrenamtlichen Tätigkeit, 

3. einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge; die Zeit einer Beurlaubung 

ohne Dienstbezüge ist ruhegehaltfähig, wenn spätestens bei Beendigung 

des Urlaubs schriftlich zugestanden worden ist, dass dieser öffentlichen 

Belangen oder dienstlichen Interessen dient und für diese Zeit ein 

Versorgungszuschlag entrichtet oder mit Zustimmung des Finanz-

ministeriums von der Erhebung eines Versorgungszuschlags abgesehen 

wird; die Höhe des Versorgungszuschlags ergibt sich aus den jeweils zum 

Zeitpunkt der Beurlaubung (Beginn oder Verlängerung der Beurlaubung) 

gültigen Verwaltungsvorschriften des Finanzministeriums zur Haushalts- 

und Wirtschaftsführung; der Versorgungszuschlag soll bei Beendigung 

der Beurlaubung im geschuldeten Umfang gezahlt worden sein, 

4. eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst unter Verlust der 

Dienstbezüge, 

5. für die eine Abfindung aus öffentlichen Mitteln gewährt ist, 

6. im Beamtenverhältnis auf Widerruf im Sinne des § 4 Abs. 4 Buchst. b 

BeamtStG, 

7. einer Tätigkeit, aus der ohne Ruhegehaltsberechtigung nur Gebühren 

bezogen werden. 

Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung sind nur zu dem Teil ruhegehaltfähig, 

der dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit 

entspricht. Zeiten der eingeschränkten Verwendung wegen begrenzter 

Dienstfähigkeit nach § 27 BeamtStG sind nur zu dem Teil ruhegehaltfähig, 

der dem Verhältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit 

entspricht, mindestens im Umfang des § 26. 

(2) Nicht ruhegehaltfähig sind Dienstzeiten 

1. in einem Beamtenverhältnis, das durch eine Entscheidung der in § 24 

BeamtStG bezeichneten Art oder durch unanfechtbare 

Disziplinarverfügung beendet worden ist, 

2. in einem Beamtenverhältnis auf Probe oder auf Widerruf, wenn der 

Beamte entlassen worden ist, weil er eine Handlung begangen hat, die 

bei einem Beamten auf Lebenszeit mindestens eine Kürzung der Dienst-

bezüge zur Folge hätte, 

3. in einem Beamtenverhältnis, das durch Entlassung auf Antrag des 

Beamten beendet worden ist, 

a) wenn ihm ein Verfahren mit der Folge des Verlusts der Beamten- 

rechte oder der Entfernung aus dem Dienst drohte oder 

b) wenn der Beamte den Antrag gestellt hat, um einer drohenden 

Entlassung nach Nummer 2 zuvorzukommen. 

(3) Der im Beamtenverhältnis zurückgelegten Dienstzeit stehen gleich 

1. die Zeit als Mitglied der Bundesregierung oder einer Landesregierung 

sowie die Zeit der Bekleidung des Amts eines Parlamentarischen 

Staatssekretärs bei einem Mitglied der Bundesregierung oder einem 

Mitglied der Landesregierung, soweit entsprechende Voraussetzungen 

vorliegen, 

2. die im öffentlichen Dienst einer zwischenstaatlichen oder 

überstaatlichen Einrichtung zurückgelegte Dienstzeit; 

Absatz 1 Satz 2 Nr. 5 findet keine Anwendung, 

3. die Zeit eines Vorbereitungsdiensts in einem öffentlich-rechtlichen 

Ausbildungsverhältnis, für die nach beamtenrechtlichen Vorschriften 

eine Anwartschaft auf Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit 

und im Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung gewährleistet wird, 

4. eine Tätigkeit nach Erwerb der Laufbahnbefähigung in einer 

laufbahnentsprechenden Tätigkeit in einem Dienstordnungsverhältnis 

bei einem Sozialversicherungsträger, 

5. die Zeit als Kirchenbeamter oder als Geistlicher bei öffentlich-

rechtlichen Religionsgesellschaften oder ihrer Verbände (Artikel 140 GG), 

soweit eine Versorgungslastenteilung vereinbart wird, 

6. die Zeit im Dienst von kommunalen Spitzenverbänden oder ihren 

Landesverbänden sowie von Spitzenverbänden der Sozialversicherung 

oder ihren Landesverbänden, soweit eine Versorgung nach 

beamtenrechtlichen Grundsätzen gewährleistet ist, 

7. die an Ersatzschulen erbrachten Zeiten von Personen, die in den 

Landesdienst eingestellt wurden, soweit ihnen unter Anwendung von 

§ 104 des Schulgesetzes eine Versorgungsberechtigung verliehen wurde. 

(4) Die ruhegehaltfähige Dienstzeit erhöht sich um die Zeit, die ein 

Ruhestandsbeamter 

1. in einer seine Arbeitskraft voll beanspruchenden entgeltlichen 

Beschäftigung als Beamter, Richter, Berufssoldat oder in einem 

Amtsverhältnis im Sinne des Absatzes 3 Nummer 1 zurückgelegt hat, ohne 

einen neuen Versorgungsanspruch zu erlangen, 

2. in einer Tätigkeit im Sinne des Absatzes 3 Nummer 2 zurückgelegt hat. 

Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 und 4 und Absatz 2 gilt entsprechend, für die 

Anwendung des Satzes 1 Nummer 1 außerdem Absatz 1 Satz 2 Nummer 5. 

§ 22 Wehrdienst, Zivildienst 

(1) Als ruhegehaltfähig gilt die Dienstzeit, in der ein Beamter vor der 

Berufung in das Beamtenverhältnis berufsmäßig im Dienst der Bunde-

swehr, der Nationalen Volksarmee der ehemaligen Deutschen Demokra-

tischen Republik oder im Vollzugsdienst der Polizei gestanden hat. 

(2) Als ruhegehaltfähig gilt die Zeit, während der ein Beamter vor der 

Berufung in das Beamtenverhältnis nichtberufsmäßigen Wehrdienst oder 

Polizeivollzugsdienst geleistet hat. Der Zeit des nichtberufsmäßigen 

Wehrdienstes ist die Zeit, in welcher ein Wehrpflichtiger nach dem 

Kriegsdienstverweigerungsgesetz Dienst verrichtet, gleichgestellt. 

(3) Ruhegehaltfähig ist die Zeit, während der ein Beamter vor der 

Berufung in das Beamtenverhältnis sich aufgrund einer Krankheit oder 

Verwundung als Folge eines Dienstes nach Absatz 1 oder 2 im Anschluss 

an die Entlassung arbeitsunfähig in einer Heilbehandlung befunden hat. 

(4) § 21 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 3 bis 5, Satz 3 und Absatz 2 gilt 

entsprechend. 

§ 23 Vordienst- und Ausbildungszeiten 

(1) Bis zu einer Gesamtzeit von höchstens fünf Jahren sind als 

ruhegehaltfähig auch Zeiten zu berücksichtigen, in denen ein Beamter in 

unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang vor der Berufung in das 

Beamtenverhältnis hauptberuflich 

1. im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis im Dienst eines öffentlich-

rechtlichen Dienstherrn oder im ausländischen öffentlichen Dienst tätig 

war, sofern der Beamte durch diese Tätigkeit Fachkenntnisse erworben 

hat, die für die Wahrnehmung des späteren Amtes förderlich sind, 

2. als Lehrer nach Erwerb der Lehrbefähigung bei einer als Ersatz für eine 

öffentliche Schule genehmigten Privatschule (Artikel 7 Abs. 4 und 5 GG) 

tätig war, 

3. im Dienst von Einrichtungen tätig war, die von mehreren öffentlich-

rechtlichen Dienstherrn durch Staatsvertrag oder Verwaltungsabkommen 

zur Erfüllung oder Koordinierung ihnen obliegender hoheitsrechtlicher 

Aufgaben geschaffen worden sind. 

Ein unmittelbarer zeitlicher Zusammenhang nach Satz 1 liegt auch bei 

Unterbrechung der Tätigkeit vor, wenn die Zeit der Unterbrechung nach 

§ 22 ruhegehaltfähig ist oder die Unterbrechung der Tätigkeit bis zu einem 

Jahr nicht von dem Beamten zu vertreten ist. 

(2) Die Zeit, während der ein Beamter vor der Berufung in das 

Beamtenverhältnis hauptberuflich 

1. im Dienst öffentlich-rechtlicher Religionsgesellschaften oder ihrer 

Verbände (Artikel 140 GG), 

2. im Dienst der Fraktionen des Bundestags oder der Landtage oder 

kommunaler Vertretungskörperschaften, 

3. im Dienst von kommunalen Spitzenverbänden oder ihren 

Landesverbänden sowie von Spitzenverbänden der Sozialversicherung 

oder ihren Landesverbänden 
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tätig gewesen ist, ist bis zu einer Gesamtzeit von höchstens fünf Jahren 

als ruhegehaltfähige Dienstzeit zu berücksichtigen. 

(3) Hauptberuflich ist eine Tätigkeit, die entgeltlich erbracht wird, den 

Schwerpunkt der beruflichen Tätigkeit darstellt sowie dem durch 

Ausbildung und Berufswahl geprägten Berufsbild entspricht und zum 

Zeitpunkt der Zurruhesetzung im gleichen Zeitraum in einem 

Beamtenverhältnis mit dem jeweils gleichen Beschäftigungsumfang 

zulässig gewesen wäre. 

(4) Bis zu einer Gesamtzeit von höchstens fünf Jahren sind ruhegehalt-

fähig 

1. Zeiten, während der ein Beamter vor der Berufung in das Beamten-

verhältnis durch eine Tätigkeit oder eine abgeschlossene Ausbildung 

außerhalb der allgemeinen Schulbildung Fachkenntnisse erworben hat, 

die für die Wahrnehmung des späteren Amts förderlich sind oder 

2. Zeiten einer praktischen für die Übernahme in das Beamtenverhältnis 

vorgeschrieben Tätigkeit oder des Erwerbs besonderer Fachkenntnisse, 

die über die für die Übernahme in das Beamtenverhältnis vorgeschriebe-

ne praktische Tätigkeit hinaus notwendige Voraussetzung für die 

Wahrnehmung des späteren Amts im funktionellen Sinne sind. 

Wird die allgemeine Schulbildung durch eine andere Art der Ausbildung 

ersetzt, steht diese der Schulbildung gleich. 

(5) Zeiten nach Absatz 1 bis 4 können, auch wenn sie sich überschneiden, 

insgesamt nur bis zu einer Gesamtzeit von höchstens fünf Jahren 

berücksichtigt werden. 

(6) Zusätzlich sind bis zu einer Gesamtzeit von 855 Tagen Zeiten einer 

abgeschlossenen, förderlichen Hochschulausbildung ruhegehaltfähig. 

(7) Ruhegehaltfähig sind Zeiten der Teilzeitbeschäftigung nach §§ 69 

und 74 LBG. Im Übrigen gilt § 21 Abs. 1 Satz 3 und 4 entsprechend. 

§ 24 Nicht zu berücksichtigende Zeiten 

(1) Nicht ruhegehaltfähig sind Zeiten einer Tätigkeit für das Ministerium 

für Staatssicherheit oder das Amt für Nationale Sicherheit. Dies gilt auch 

für Zeiten, die vor einer solchen Tätigkeit zurückgelegt worden sind. 

 Satz 1 gilt auch für Zeiten einer Tätigkeit als Angehöriger der Grenz-

truppen der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik. 

(2) Absatz 1 Satz 1 und 2 gilt auch für Zeiten einer Tätigkeit, die aufgrund 

einer besonderen persönlichen Nähe zum System der ehemaligen 

Deutschen Demokratischen Republik übertragen war. Das Vorliegen 

dieser Voraussetzung wird insbesondere widerlegbar vermutet, wenn 

der Beamte 

1. vor oder bei Übertragung der Tätigkeit eine hauptamtliche oder 

hervorgehobene ehrenamtliche Funktion in der Sozialistischen 

Einheitspartei Deutschlands, dem Freien Deutschen Gewerkschaftsbund, 

der Freien Deutschen Jugend oder einer vergleichbaren 

systemunterstützenden Partei oder Organisation innehatte oder als 

mittlere oder obere Führungskraft in zentralen Staatsorganen war, 

2. als obere Führungskraft beim Rat eines Bezirks, als Vorsitzender des 

Rats eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt oder in einer vergleichba-

ren Funktion tätig war oder 

3. hauptamtlich Lehrender an den Bildungseinrichtungen der 

staatstragenden Parteien oder einer Massen- oder gesellschaftlichen 

Organisation war oder 

4. Absolvent der Akademie für Staat und Recht oder einer vergleichba- 

ren Bildungseinrichtung war. 

(3) Für Beamte, die ab Inkrafttreten dieses Gesetzes erstmals in ein 

Beamtenverhältnis berufen werden und bei denen keine Zeiten nach 

§ 21 Absatz 3 vor dem 1. Januar 2011 vorliegen, sind Zeiten einer 

Tätigkeit, für die bereits in anderen Alterssicherungssystemen Anwart-

schaften oder Ansprüche erworben wurden, bei der Berechnung der 

ruhegehaltfähigen Dienstzeit nicht berücksichtigungsfähig. Als Leistungen 

im Sinne des Satz 1 gelten insbesondere die Leistungen nach § 20 Abs. 1 

Satz 2 Nr. 1 und 4, sofern sie nicht ausschließlich auf freiwilligen Beiträgen 

beruhen, sowie vergleichbare Leistungen ausländischer Alterssicherungs-

systeme. Soweit eine Versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 

gewährleistet war und der Beamte daraus einen unverfallbaren Anspruch 

auf eine Betriebsrente erworben hat, gilt Satz 1 entsprechend. 

§ 25 Zeiten in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet 

(1) Wehrdienstzeiten und vergleichbare Zeiten nach § 22, 

Beschäftigungszeiten nach § 23 Abs. 1 bis 3, 5 und 7 sowie nach § 73 

Abs. 6 und § 74, die der Beamte vor dem 3. Oktober 1990 in dem in 

Artikel 3 des Einigungsvertrags genannten Gebiet zurückgelegt hat, 

werden nicht als ruhegehaltfähige Dienstzeit berücksichtigt, sofern die 

allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung erfüllt ist und 

diese Zeiten als rentenrechtliche Zeiten berücksichtigungsfähig sind. 

Ausbildungszeiten im Sinn des § 23 Abs. 4 und 6 sind nicht 

ruhegehaltfähig, soweit die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche 

Rentenversicherung erfüllt ist. Rentenrechtliche Zeiten sind auch solche 

im Sinne des Artikels 2 des Renten-Überleitungsgesetzes. 

(2) Sofern die allgemeine Wartezeit für die gesetzliche Rentenversicherung 

nicht erfüllt ist, können die in Absatz 1 genannten Zeiten im Rahmen der 

dort genannten Vorschriften insgesamt höchstens bis zu fünf Jahre als 

ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. 

§ 74 Wissenschaftliche Qualifikationszeiten 

(1) Für die Versorgung der zu Beamten ernannten Professoren an 

Hochschulen, Hochschuldozenten, Oberassistenten, Oberingenieure, 

Wissenschaftlichen und Künstlerischen Assistenten mit Bezügen nach der 

Besoldungsordnung A, W und C und ihren Hinterbliebenen gelten die 

Vorschriften dieses Gesetzes, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt 

ist. Satz 1 gilt auch für die Versorgung der zu Beamten ernannten Profes-

soren und der hauptberuflichen Leiter und Mitglieder von Leitungsgre-

mien an Hochschulen und am KIT mit Bezügen nach der Besoldungs-

ordnung W und ihre Hinterbliebenen. 

(2) Ruhegehaltfähig ist auch die Zeit, in der die Professoren, 

Hochschuldozenten, Oberassistenten, Oberingenieure, Wissenschaftlichen 

und Künstlerischen Assistenten nach der Habilitation dem Lehrkörper 

einer Hochschule angehört haben. Als ruhegehaltfähig gilt auch die zur 

Vorbereitung für die Promotion benötigte Zeit bis zu zwei Jahren. Die in 

einer Habilitationsordnung vorgeschriebene Mindestzeit für die 

Erbringung der Habilitationsleistungen oder sonstiger gleichwertiger 

wissenschaftlicher Leistungen kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit 

berücksichtigt werden; soweit die Habilitationsordnung eine 

Mindestdauer nicht vorschreibt, sind bis zu drei Jahre 

berücksichtigungsfähig. Die nach erfolgreichem Abschluss eines 

Hochschulstudiums vor der Ernennung zum Professor, 

Hochschuldozenten, Oberassistenten, Oberingenieur, Wissenschaftlichen 

und Künstlerischen Assistenten liegende Zeit einer hauptberuflichen 

Tätigkeit, in der besondere Fachkenntnisse erworben wurden, die für die 

Wahrnehmung des Amtes förderlich sind, soll im Falle des § 47 Abs. 1 

Nr. 4 Buchst. c des Landeshochschulgesetzes als ruhegehaltfähig 

berücksichtigt werden; im Übrigen kann sie bis zu fünf Jahren in vollem 

Umfang, darüber hinaus bis zur Hälfte als ruhegehaltfähig berücksichtigt 

werden. Zeiten nach Satz 4 können in der Regel insgesamt nicht über zehn 

Jahre hinaus als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden. Zeiten mit einer 

geringeren als der regelmäßigen Arbeitszeit dürfen nur zu dem Teil als 

ruhegehaltfähig berücksichtigt werden, der dem Verhältnis der 

tatsächlichen zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht. 

(3) Zur Gewinnung einer herausragend qualifizierten wissenschaftlichen 

Fachkraft, die nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes zum 

Professor im Geltungsbereich dieses Gesetzes ernannt wird und deren 

Gewinnung unter Berücksichtigung der entstehenden Versorgungslasten 

einen erheblichen Vorteil für das Land Baden-Württemberg bedeutet, 

können Vordienstzeiten im Rahmen des Absatzes 2 anerkannt werden. Die 

Anerkennung erfolgt im Benehmen mit dem Finanzministerium; hat die 

Fachkraft das 52. Lebensjahr vollendet, ist die Zustimmung des Finanz-

ministeriums erforderlich. § 24 Abs. 3 findet im Umfang der anerkannten 

Zeiten keine Anwendung. § 108 ist für diese Fälle entsprechend 

anzuwenden. 


